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Der Handlungsbedarf steht ausser Frage 
Krankenkasse In der Diskussion über die Beantwortung einer VU-Interpellation zur Prämienverbilligung hat der Landtag diverse 

Optionen erörtert. Einigkeit besteht bezüglich nötiger Verbesserungen für 20- bis 24-Jährige und der Verstetigung der Subventionssätze.

Mit einer umfangreichen Inter-
pellation hat die Landtagsfraktion 
der Vaterländischen Union die 
Regierung vor ziemlich genau ei-
nem Jahr beauftragt, das nationa-
le Prämienverbilligungssystem 
zu durchleuchten, finanzielle Fol-
gen einer Erhöhung der Einkom-
mensgrenzen und Subventions-
sätze aufzuzeigen und weitere 
Verbesserungspotenziale zu be-
nennen. Gestern hat das Parla-
ment die Antworten der Exeku-
tive behandelt. 

Zwei Initiativen 
sind eingereicht 

Im Zuge dessen liessen die Abge-
ordneten keine Zweifel am Hand-
lungsbedarf aufkommen. Mit den 
erst 2017 in Kraft getretenen Än-
derungen am System – nament-
lich einer neu eingeführten staat-
lichen Subventionierung der Kos-
tenbeteiligung und einer Erhö-
hung der Einkommensgrenze für 
anspruchsberechtigte Paarhaus-
halte – ist es nach Dafürhalten des 
Landtags nicht getan. «Ich bin für 
eine Verbesserung der Prämien-
verbilligung, da dieses Geld den 
Bedürftigen direkt zugute- 
kommt», meinte etwa der NF-
Vertreter Erich Hasler. Bedürfti-
ge, die in Liechtenstein in grosser 
Zahl vorhanden sind, wie VU-
Fraktionssprecher Günter Vogt 
klar machte: «Gerade im unteren 
Einkommenssegment haben vie-
le Menschen in unserem Land 
Mühe, die Krankenkassenprä-
mien zu bezahlen.». Dass die VU-

Fraktion vor gut einer Woche eine 
Initiative zur Ausweitung der Prä-
mienverbilligung eingereicht hat, 
erscheint demnach nur konse-
quent und unterstreicht deren 
Willen zur Veränderung deutlich. 
Ebenso wie dies beim  parteifreien 
Abgeordneten Johannes Kaiser 
der Fall ist, der bereits kurz zuvor 
eine Initiative mit gleicher Stoss-
richtung eingereicht hatte. Beide 
Vorstösse werden von der Volks-
vertretung nach der Sommerpau-
se behandelt werden. Offenkun-
dig mit guten Erfolgsaussichten. 
«Handeln tut Not, meine Unter-
stützung haben Sie», liess bei-
spielsweise der FL-Abgeordnete 
Thomas Lageder in Richtung der 
VU verlauten. Wenngleich er und 
sein Fraktionskollege Georg 
Kaufmann einmal mehr unterstri-
chen, dass für eine Entlastung ge-
ringverdienender Prämienzahler 
keine andere Lösung geeignet wä-
re, als die einkommensabhängige 
Krankenkassenprämie. 

Ein Franken kann einen 
grossen Unterschied machen 
Neben der grundsätzlichen Ver-
anlassung, Verbesserungen am 
bestehenden System herbeizu-
führen, weckten einige Details 
der Interpellationsbeantwortung 
die Kommentierlust der Parla-
mentarier in besonderem Masse. 
Einigkeit herrschte bezüglich der 
Anregung der Regierung, den An-
spruch der 20- bis 24-Jährigen auf 
Prämienverbilligung künftig un-
abhängig vom Unterhaltsan-

spruch an deren Eltern zu betrach-
ten, was gut 70 Prozent in dieser 
Altersklasse zu Bezugsberechtig-
ten werden liesse. «Dass hier 
Handlungsbedarf besteht, sollte 
hier im Landtag wohl unbestritten 
sein», meinte der FBP-Abgeord-
nete Wendelin Lampert – und 
wurde von den Voten mehrerer 
Volksvertreter bestätigt. 

Ebenso einhellig goutiert 
wurde die Idee einer veränderten 
Festlegung der Subventionssätze. 
Gemäss der heutigen Regelung 
ändern sich diese je nach mass-
geblichem Erwerb sprunghaft. 
«Ein Franken Einkommen mehr 
oder weniger kann so Auswirkun-
gen von bis zu 1500 Franken ha-
ben», strich Gesellschaftsminis-
ter Mauro Pedrazzini gestern 
nochmals heraus. «Das ist ein Är-

gernis.» Und gehört eliminiert, 
wie die Abgeordneten mehrfach 
betonten. Erfolgt die Ausgestal-
tung  des Subventionssatzes ver-
stetigt in Abhängigkeit vom mass-
geblichen Erwerb, wäre «dieses 
Manko» (Elfried Hasler/FBP) be-
hoben und die Zahl der An-
spruchsberechtigten nähme ge-
genüber heute merklich zu. Wo-
möglich, regte Erich Hasler (NF) 
an, könne die Verstetigung der 
Subventionssätze ja sogar noch in 
die beiden eingereichten Initiati-
ven eingearbeitet werden. 

Tiefe Nutzungsquote 
überrascht Abgeordnete 

Erstaunen löste bei vielen Abge-
ordneten die tiefe Nutzungsquote 
aus, welche die Regierung festge-
stellt hat. Von den gemäss heutiger 

Regelung anspruchsberechtigten 
Personen nehmen die Möglich-
keit einer Prämienverbilligung 
demnach nur 38 Prozent wahr. 
Mögliche Gründe gibt es gemäss 
Exekutive mehrere, darunter auch 
die Scham, einen Antrag zu stellen 
oder die fehlende Kenntnis von 
bestehenden Unterstützungsan-
geboten. Zumindest bei letzte-
rem, ist Günter Vogt überzeugt, 
könne relativ einfach Abhilfe ge-
schaffen werden. Deshalb fordere 
die VU-Fraktion die Regierung 
auch auf, eine verbesserte Infor-
mation der Anspruchsberechtig-
ten zu veranlassen. Ein Ansinnen, 
dem auch Thomas Lageder  folgen 
mag: «Die betroffenen Personen 
müssen auf ihren Anspruch hin-
gewiesen werden, sonst wird das 
System ad absurdum geführt.» El-
fried Hasler wiederum äusserte 
sich hierzu zurückhaltender. 
Wenn man die Leute praktisch ak-
tiv zum Glück zwingen wolle, gelte 
es, eines stets im Hinterkopf zu 
behalten: «Anspruchsberechti-
gung ist nicht immer mit hoher Be-
dürftigkeit gleichzusetzen.» Ob 
eine Information der Betroffenen 
die gewünschten Effekte nach sich 
zieht? Zumindest  bei den Ein-Per-
sonen-Haushalten, wo die Nut-
zungsquote ohnehin viel höher ist 
als bei Paarhaushalten, hat Mauro 
Pedrazzini grosse Zweifel. «Ich 
denke, hier sind wir am Maximum 
angelangt», hielt er im Zuge der 
Debatte fest. 

Eine klare Meinung vertrat der 
Gesellschaftsminister auch be-

züglich des in der Interpellations-
beantwortung festgehaltenen 
Umstands, dass gemäss einer 
Stichproben-Analyse zwei Drittel 
der Prämienverbilligungs-Bezü-
ger eine Spital-Zusatzversiche-
rung abgeschlossen haben. «Es 
gibt Dinge, die nicht nötig sind», 
hielt er fest. Die Zusatzversiche-
rungen gehörten für ihn dazu. «Sie 
sind Luxus.» Entsprechend wird 
die geschilderte Praxis im Bericht 
und Antrag  der Regierung in Fra-
ge gestellt. Sie stelle die Solidarität 
auf die Probe, heisst es dort. 

Eigenverantwortung nicht 
schwächen 

Hinter diesen Standpunkt setzte 
der parteifreie Abgeordnete  
Johannes Kaiser seinerseits ein 
Fragezeichen. Wer in Frage stelle, 
ob einem Bezieher von Prämien-
verbilligungen der Abschluss von 
Zusatzversicherungen zustehe, 
der greife in das Selbstwertgefühl 
eines Menschen ein und nehme 
im Grunde genommen eine Be-
vormundung vor. «Wenn sich 
Menschen trotz knapper Finanzen 
eine Spezial-Zusatzversicherung 
leisten, weil sie den Wert einer 
freien Spitalwahl höher bewerten 
und dafür auf andere Dinge ver-
zichten, ist dies das Wahrnehmen 
von Eigenverantwortung.» Der 
VU-Abgeordnete Mario Wohl-
wend und Wendelin Lampert äus-
serten sich in ähnlicher Manier. 
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Der zuständige Regierungsrat Mauro Pedrazzini Bild: T. Schnalzger

Weil auch ein Café crème viel wert ist … 
Entschieden Nach vielen Jahren des Sparens und zahlreichen Senkungen des Staatsbeitrags zu den Kosten der obligatorischen 

Krankenpflegeversicherung wird der Beitrag dank eines VU-Antrags erstmals wieder erhöht: Und zwar von 29 auf 33 Mio. Franken.

Desirée Vogt 
dvogt@medienhaus.li 
 
Sicher: Es ist ein ein kleiner 
Schritt, der nur eine geringe Ent-
lastung für die Versicherten mit 
sich bringt. Aber: Der Landtag hat 
immerhin ein Signal gesendet, 
dass die Sorgen der Bevölkerung 
gehört werden. Und genau darum 
ging es der Vaterländischen Uni-
on mit ihrem Antrag, den Staats-
beitrag zu den Kosten der OKP für 
das Jahr 2020 um 4 Mio. Franken 
auf 33 Mio. Franken zu erhöhen. 
Dass die Freie Liste diesem An-
trag geschlossen zustimmen wür-
de, war klar – schliesslich forderte 
sie gar eine Erhöhung des Staats-
beitrags auf 58 Mio. Franken und 
hätte jeder Erhöhung zuge-
stimmt. Schützenhilfe erhielten 
die VU und die Freie Liste ausser-
dem vom parteifreien Abgeord-
neten Johannes Kaiser sowie dem 
FBP-Abgeordneten Wendelin 
Lampert – und so reichte es am 
Ende mit 13 Stimmen für eine 
Mehrheit im Landtag. 

«Das löst keine Probleme, das 
bringt keine Erleichterung» 

Das Wort des Abends bzw. im 
Rahmen der Diskussion war üb-
rigens «Café Crème». Denn ge-
nau einen solchen könnten sich 
die Prämienzahler künftig mehr 
leisten. Nicht mehr und nicht we-
niger. Nach dem Motto: «Was 
dem Staat gut tut, tut dem Bürger 
nur einen sehr kleinen Gefallen», 
wehrte sich vor allem die Fraktion 

der FBP mit Händen und Füssen 
gegen eine Erhöhung des Staats-
beitrags. So erklärte der FBP-Ab-
geordnete Elfried Hasler, dass ei-
ne Erhöhung keine spürbare Er-
leichterung für den Bürger bringe.  
Abgesehen davon, dass 2 Mio. 
Franken davon an die Arbeitgeber 
fliessen würden, die in Zeiten der 
Hochkonjunktur nicht darauf an-
gewiesen seien, könne sich der 
voll berufstätige Arbeitnehmer 
durch die Erhöhung des Staats-
beitrags höchstens zusätzlich ei-
nen «Café crème» leisten. «Das 
löst keine Probleme, das bringt 
keine Erleichterungen. Wir tun 
besser daran, weiter konsequent 
daran zu arbeiten, dass die Ursa-
chen und nicht die Symptome be-
kämpft werden.» 

Immer wieder fiel im Rahmen 
der Diskussion auch das Wort 
«Giesskanne», weil die Erhöhung 
des Staatsbeitrags an die OKP allen 
Bürgern zugutekommt. Vor allem 
die FBP sieht genau darin ein Pro-
blem. Sie will das Geld gezielter 
einsetzen – vor allem Einkom-
mensschwache unterstützen. 
Doch das kann sie ja auch: Näm-
lich im September, wenn die von 
der VU eingereichte parla mentari -
sche Initiative zur Aus wei tung der 
Prämien verbilli gung zur Entlas -
tung des Mittel standes im Landtag 
behandelt wird. Ebenso kann sie 
die Initiative zur Kranken kassen-
Prämien verbilli gung für Familien 
und Senioren des Mittel standes 
von Johannes Kaiser dann unter-
stützen. Und wie den Voten der 

gestrigen Debatte zu entnehmen 
war, wird die FBP diese Vorstösse 
auch unterstützen.  

«Investiere ich lieber in 
Beton oder in Menschen?» 

Die beiden vorgenannten Vor-
stösse waren denn auch genau 
das, was den parteifreien Abge-
ordneten Johannes Kaiser ins Di-
lemma brachte, bevor er sich end-
gültig entscheiden konnte. Er 
stellte klar: «Natürlich möchte ich 
das Geld zielgerichtet und wir-
kungsvoll einsetzen. Wenn ich 

aber einer Erhöhung zustimme, 
laufe ich Gefahr, dass die beiden 
Vorstösse zur Prämienverbilli-
gung keine Mehrheit mehr fin-
den. Wenn ich nun zustimme, 
möchte ich im September nicht 
hören, dass das dafür benötigte 
Geld nun bereits  nicht mehr vor-
handen und für die punktuelle 
Prämienverbilligung nichts mehr 
übrig ist»  

Hin- und hergerissen war zu 
Beginn auch der FBP-Abgeord-
nete Wendelin Lampert. Er ver-
wies auf die Investitionen in die 

Landesbibliothek und weitere 
Bauten und fürchtet darum, dass 
der Landtag lieber in Beton statt 
in Menschen investiert. «Ich 
fürchte mich davor, dass das Geld 
noch sinnloser ausgegeben wird,   
wenn ich hier nicht Ja sage.» Seine 
Botschaft nahm er sich dann am 
Ende auch selber zu Herzen: Ge-
ben ist seliger als Nehmen. 

«Emotionaler 
Analphabetismus» 

Sowohl die VU wie auch die Freie 
Liste kämpften um jede Stimme 

im Landtag. Um davon zu über-
zeugen, dass es nicht sein kann, 
dass die Einsparungen auf dem 
Buckel der Einwohner ausgetra-
gen wurden, sie aber nun nicht 
vom guten Finanzergebnis profi-
tieren sollen. Der VU-Abgeord-
nete Mario Wohlwend sprach von 
an «emotionalem Analphabetis-
mus erkrankten Personen», die 
sich vor den Sorgen der Bürger 
verschliessen. Die Wahrschein-
lichkeit, dass die schwarze Null 
in Sachen Wachstum auch in den 
nächsten Jahren kommen werde, 
sei unrealistisch. Und er verur-
teilte Ausreden, die dazu benutzt 
würden, um Zeit zu gewinnen. 
Auch VU-Fraktionssprecher 
Günter Vogt zeigte sich über-
rascht ob der konsequenten Hal-
tung der FBP, die eine «Café 
crème»- Politik betreibe. «Es gibt 
Menschen, denen es nicht so gut 
geht wie uns. Und diese werden 
für diesen Café crème auch dank-
bar sein.» Er appellierte deshalb 
an die FBP, «diesen massvollen 
Antrag auch zu unterstützen». 

 Den Vorwurf des «Giesskan-
nen-Prinzips» liess auch Thomas 
Lageder (FL) nicht gelten: «Ent-
weder bekomen halt alle einen 
Café crème – oder nur  diejenigen, 
die es benötigen.» Er sei gerne 
bereit, das System auf erwerbs-
fähige Krankenkassen-Prämien 
umzustellen. Solange das aber 
nicht der Fall sei, werde die Freie 
Liste jedes Jahr einen Antrag auf 
Erhöhung des Staatsbeitrags ein-
bringen.

Der VU-Abgeordnete Mario Wohlwend brachte den Antrag auf Erhöhung des Staatsbeitrags an die OKP 
um 4 Mio. auf 33 Mio. Franken für die VU-Fraktion ein. Mit Erfolg. Bild: D. Schwendener


